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Europa auf Bewährungsprobe 

 
Bundeskanzlerin Angela Merkel sieht in der Flücht-

lingskrise Europa auf die Probe gestellt. „Ich möchte, 

dass Europa diese gesellschaftliche, ökonomische, 

kulturelle und moralische Bewährungsprobe besteht“, 

sagte Merkel an diesem Donnerstag, in ihrer Regie-

rungserklärung zum informellen EU-Gipfel am Vortag. 

Die am Mittwoch bei einem informellen Treffen der 

EU-Staats- und Regierungschefs beschlossene Umver-

teilung von Flüchtlingen könne nur ein Anfang sein. Es 

müsse ein „dauerhaftes Verfahren“ für eine faire Ver-

teilung der Flüchtlinge gefunden werden, sagte Mer-

kel. Die europaweite Lastenteilung könne zudem auf 

Dauer nur funktionieren, wenn es auch konsequente 

Kontrollen an den EU-Außengrenzen gebe, in Italien 

und Griechenland und gegebenen-falls auch in Bulga-

rien.  

Mit Blick auf das Treffen mit den Ministerpräsidenten 

der Bundesländer, das ebenfalls an diesem Donners-

tag (24. September) stattfand, sagte Merkel, dass es 

nicht nur um finanzielle Fragen bei der Unterstützung 

von Ländern und Kommunen etwa bei der Unterbrin-

gung von Flüchtlingen gehe, sondern langfristig auch 

um die Eingliederung in Deutschland. Flüchtlinge 

müssten die Bereitschaft mitbringen, Regeln und 

Werte zu respektieren, die das Grundgesetz vor-gibt, 

und die Bereitschaft, die deutsche Sprache zu lernen. 

Asylverfahren müssten deutlich beschleunigt und die 

„notwendige Rückführung“ nicht Asylberechtigter 

konsequent durchgeführt wer-den. Merkel stellte zu-

dem einen Zusammenhang zwischen der Flüchtlings-

krise und den globalen sozialen und ökologischen 

Herausforderungen her, der sich die Weltgemein-

schaft an diesem Wochenende beim UN-Gipfel in 

New York mit der Verabschiedung neuer nachhaltiger 

Entwicklungsziele bis 2030 stellen will. Nach Angaben 

des UN-Flüchtlingshilfswerks seien derzeit 60 Millio-

nen Menschen weltweit auf der Flucht, sagte Merkel. 

Noch immer lebten 1,3 Milliarden Menschen in extre-

mer Armut, 800 Millionen Menschen litten Hunger. 

„Die Agenda 2030 kann deshalb auch als globaler Plan 

für die Verringerung von Fluchtursachen verstanden 

werden.“ Die Bundesregierung werde bereits 2016 ein 

umfassendes Programm vorlegen, wie Deutschland 

diese Ziele umsetzen will. Unionsfraktionschef Volker 

Kauder nannte die Flüchtlingskrise die „wahrschein-

lich größte Herausforderung im Nachkriegsdeutsch-

land“. Dabei müsse es darum gehen, jenen, die hier-

bleiben könnten, eine Perspektive zu geben, aber auch 

jenen, die zum Beispiel nicht asylberechtigt sind und 

aus einem als sicher eingestuften Herkunftsland kom-

men, zu sagen, „dass sie in unserem Land keine Zu-

kunft haben“. Es helfe überdies nicht, Unsicherheiten 

in der Bevölkerung auch noch zu bestätigen, die Ant-

wort müsse sein, dass Bund, Länder und Kommunen 

die Kraft hätten, diese Aufgabe zu stemmen. Kauder 

nannte zudem den EU-Kompromiss zur fairen Vertei-

lung von 120.000 Flüchtlingen einen richtigen Schritt: 

„Aber für die Größe der Aufgabe ist das nicht groß ge-

nug. Ich möchte, dass die Menschen nicht den Ein-

druck haben, dass Europa in kleinen Dingen groß, aber 

in großen Dingen klein ist“, sagte er. „Das kann nicht 

die Botschaft sein.“  

 

Besonders dringlich sei es, so Bundesentwicklungsmi-

nister Gerd Müller, den Flüchtlingen in den Nachbar-

staaten der Bürgerkriegsländer Syrien und Irak zu hel-

fen. Die Bundesregierung habe hierzu die Mittel stark 

aufgestockt und sei bereits seit längerem mit zahlrei-

chen Programmen aktiv. Es sei aber auch notwendig, 

diese Aufgabe durch die internationale Gemeinschaft 

anzugehen, denn Deutschland alleine könne dies 

nicht bewältigen. Gerade die unmittelbaren Nachbar-

länder Libanon, Jordanien und Türkei würden bereits 

sehr viele Flüchtlinge beherbergen. Darüber hinaus 

müsse jedoch auch die wirtschaftliche und soziale Si-

tuation in vielen afrikanischen Ländern deutlich ver-

bessert werden. Auch hierfür müsse ein gesamteuro-

päischer Ansatz gefunden werden. 
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Mehr Flexibilität für Bausparkassen 

Noch in diesem Jahr können Bausparkassen ihr Ge-

schäftsfeld erweitern und ihre Angebote und Tarife fle-

xibler gestalten. Das Bundeskabinett hat hierzu einen 

Gesetzesentwurf beschlossen. Das neu gefasste Bau-

sparkassengesetz lässt die Belange der Sparenden nicht 

außer Acht. Die Bundesregierung will es den Bauspark-

assen ermöglichen, sich flexibler den geänderten Rah-

menbedingungen im Kreditwesen anzupassen. Dabei 

werden die Belange der Sparenden jedoch nicht außer 

Acht gelassen. Deshalb hat die Bundesregierung das 

Bausparkassenänderungsgesetz beschlossen. Das lang 

anhaltende Niedrigzinsniveau auf dem Kapitalmarkt be-

trifft Bausparkassen wegen ihrer langen Zinsbindung in 

besonderer Weise. Durch das beschlossene Maßnah-

menpaket sollen Bausparkassen flexibler auf die Auswir-

kungen eines anhaltenden Niedrigzinsumfeldes reagie-

ren können. Das Gesetz ermöglicht Bausparkassen, ihr 

Geschäftsfeld zukünftig behutsam zu erweitern. Günsti-

gere Refinanzierungsmöglichkeiten sollen die Ertrags-

lage der Bausparkassen stärken. Durch begleitende, risi-

kobegrenzende Maßnahmen werden die Belange der 

Bausparer gewahrt. Steuerung und Kontrolle der Risiken 

des Bauspargeschäftes sollen die Bausparkassen weiter-

hin selbst durchführen. Das Gesetz verhindert, dass an-

dere Einheiten des Konzerns, in die Bausparkassen oft 

eingebunden sind, das Risikomanagement übernehmen. 

Bei Bausparkassen handelt es sich um spezielle Kreditin-

stitute, die aufgrund der beispielsweise im deutschen 

Bausparkassengesetz geregelten Geschäftskreisbe-

schränkung im Wesentlichen nur die Wohnbaufinanzie-

rung über Bausparverträge betreiben. Durch das Bau-

sparkassengesetz ist die Geschäftstätigkeit von Baus-

parkassen reguliert. Es wurde letztmals 1990 neu ge-

fasst. Die Gesetzesänderung soll die Reaktionsmöglich-

keiten von Bausparkassen auf die veränderten Rahmen-

bedingungen erweitern. 

Mittelstand trägt berufliche Ausbildung  

Die berufliche Ausbildung verlagert sich nach einer Un-

tersuchung der staatseigenen KfW immer stärker in mit-

telständische Unternehmen, meldet dpa. Während die 

Zahl der Auszubildenden insgesamt seit geraumer Zeit 

sinke, hätten die kleinen und mittleren Firmen die Zahl 

der Nachwuchskräfte in den vergangenen fünf Jahren bei 

etwa 1,2 Millionen konstant gehalten, teilte die KfW an-

lässlich des Beginns des neuen Ausbildungsjahres am 1. 

September mit. Damit absolvierten zuletzt 85 Prozent 

der Azubis ihre Berufsausbildung in einem mittelständi-

schen Betrieb - ein Rekordwert. Für die Firmen sei die 

Ausbildung das zentrale Instrument zur Fachkräftesiche-

rung. 

 

 

Bildung für hauptamtliche Flüchtlingshelfer 

Ein neuer Studiengang an einer Fachhochschule in Ost-

westfalen-Lippe soll Sozialarbeiter und Angestellte der 

Verwaltung im Umgang mit Flüchtlingen schulen. Die 

Teilnehmer werden z.B. in den Gebieten Recht, Bildung 

und im Umgang mit traumatisierten Menschen weiter-

gebildet, teilte der Kreis Lippe am Dienstag mit. Das An-

gebot startet im Januar 2016 und richtet sich an Kommu-

nen in ganz Deutschland, die ihre Mitarbeiter fortbilden 

lassen möchten. Die private Fachhochschule des Mittel-

stands in Bielefeld organisiert den Studiengang in Ko-

operation mit dem Kreis Lippe. 

IT-Sicherheit in Unternehmen  

Mit einer Aufklärungskampagne will der Deutsche In-

dustrie- und Handelskammertag (DIHK) mittelständi-

sche Unternehmen für IT-Sicherheit sensibilisieren, mel-

det die Nachrichtenagentur dpa. Bundesweit sollen da-

für bis Oktober 2016 Workshops in regionalen Industrie- 

und Handelskammern angeboten werden. Mehrere tau-

send Entscheider aus dem Mittelstand sollen damit di-

rekt „IT-Sicherheit @ Mittelstand“ angesprochen wer-

den, um das Thema Sicherheit stärker in ihren Unterneh-

men zu verankern, teilte der DIHK am Freitag mit. Die 

Seminare sollen praxisrelevante Themen verständlich 

aufbereiten. Die Kampagne führt der DIHK gemeinsam 

mit dem Verein Deutschland sicher im Netz (DsiN) 

durch. 

Mehr Kredite für Investitionen aufgenommen  

Die deutschen Mittelständler investieren, nach Meldung 

von dpa, wieder mehr. Das legen Zahlen der Sparkassen 

nahe, die im ersten Halbjahr deutlich mehr Investitions-

kredite vergaben. Mit 27,4 Milliarden Euro lag das Volu-

men 15,2 Prozent über dem des ersten Halbjahres 2014, 

wie der Deutsche Sparkassen- und Giroverband am Don-

nerstag in Berlin mitteilte. Auch die Einlagen der Unter-

nehmen seien gesunken, was auf weitere Investitionen 

schließen lasse. «Die Unternehmen sind offenbar wieder 

optimistischer», hieß es. Der Trend müsse aber weiter 

Fahrt gewinnen, um mit dem Geld Anlagen nicht nur zu 

erhalten, sondern auch zu erweitern. Stark gewachsen 

sind auch die privaten Immobilienkredite. Hier sagten 

die 415 Sparkassen den Kunden von Januar bis Juni die 

Rekordsumme von 26,4 Milliarden Euro zu, gut ein Drit-

tel mehr als im Vorjahreszeitraum. 

Zitat 

„Angesichts einer großen Herausforderung darf es doch 

jetzt nicht passieren, dass Europa sagt: Wir werden mit 

der Sache nicht fertig. Das wäre ganz falsch. Deshalb 

sagte ich immer wieder: Wir schaffen das.“ (Bundeskanz-

lerin Angela Merkel am Mittwoch in Brüssel unmittelbar 

vor dem Sondergipfel zur Flüchtlingskrise.) 

 


